BREMISCHE BURGERSCHAFT Beschlussprotokoll
Landtag 2. Sitzung
21. Wahlperiode 05.07.2023

Nr. 21/6 - 21/12

Nr. 21/6

Folgende Tagesordnungspunkte werden ausgesetzt:
1. Aktuelle Stunde

2. Fragestunde

3. Erster Fortschrittsbericht zum ,Bremer Landesaktionsplan zur
Umsetzung der Istanbul-Konvention - Frauen und Kinder vor Gewalt
schitzen
Mitteilung des Senats vom 25. April 2023
(Drucksache 20/1865)

4. 7. Bericht des Senats geman § 12 des Bremer
Informationsfreiheitsgesetzes (BremIFG) liber die Veroffentlichungen
nach § 11 BremIFG
Mitteilung des Senats vom 30. Mai 2023
(Drucksache 20/1877)

5. Sektorziele zur Minderung der Kohlendioxidemissionen im Land
Bremen bis zum Jahr 2030
Mitteilung des Senats vom 27. Juni 2023
(Drucksache 21/2)

Nr. 21/7
Konsensliste

Mitteilung der Prasidentin der Bremischen Biirgerschaft
vom 5. Juli 2023

Die Birgerschaft (Landtag) stimmt der Konsensliste wie folgt zu:

1. Stellungnahme des Senats zum 5. Jahresbericht der
Landesbeauftragten fiir Datenschutz nach der Europaischen
Datenschutzgrundverordnung
Mitteilung des Senats vom 27. Juni 2023
(Drucksache 21/3)
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Die Biirgerschaft (Landtag) liberweist die Mitteilung des Senats an den
noch einzusetzenden Ausschuss fiir Wissenschaft, Medien,
Datenschutz, Informationsfreiheit und Digitalisierung.

Stellungnahme des Senats zum 17. Jahresbericht der
Landesbeauftragten fir Informationsfreiheit
Mitteilung des Senats vom 27. Juni 2023
(Drucksache 21/4)

Die Biirgerschaft (Landtag) liberweist die Mitteilung des Senats an den
noch einzusetzenden Ausschuss fir Wissenschaft, Medien,
Datenschutz, Informationsfreiheit und Digitalisierung.

Arbeitsweise der Biirgerschaft

Bericht und Antrag des Vorstands der Bremischen Biirgerschaft
vom 30. Juni 2023

(Drucksache 21/7)

Die Biirgerschaft (Landtag) stimmt dem Antrag wie folgt zu:

1. Plenarsitzungen finden grundsatzlich im Monatsrhythmus (auBBer in
den Schulferien) statt und zwar mittwochs und donnerstags von
10:00 Uhr bis 13:00 Uhr und 14:30 Uhr bis 18:00 Uhr.

2. Alle ubrigen Gremien tagen grundsatzlich nachmittags zwischen
14:00 Uhr und 18:30 Uhr.

Die Biirgerschaft (Landtag) nimmt von dem Bericht des Vorstands
Kenntnis.

Anpassung von Entschadigungsleistungen

Mitteilung der Prasidentin der Bremischen Biirgerschaft
vom 30. Juni 2023

(Drucksache 21/9)

Die Biirgerschaft (Landtag) nimmt von der Mitteilung der Prasidentin
der Bremischen Biirgerschaft Kenntnis.

Beflaggung der Bremischen Biirgerschaft zum IDAHOBIT und CSD
Antrag der Fraktionen der SPD, Biindnis 90/Die Griinen,

DIE LINKE, der CDU und der FDP

vom 3. Juli 2023

(Drucksache 21/19)

Geman § 87 Satz 2 der Geschaftsordnung der Bremischen
Birgerschaft beschlie3t die Biirgerschaft (Landtag), dass jahrlich
anlasslich des IDAHOBIT am 17. Mai und begleitend zum Bremer CSD
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oder, falls dieser nicht stattfindet, am 28. Juni, dem internationalen
Christopher Street Day, die Regenbogenflagge an der Bremischen
Birgerschaft gehisst wird.

Einsetzung des staatlichen Haushalts- und Finanzausschusses

Antrag der Fraktionen der SPD, Biindnis 98/Die Griinen und DIE LINKE
vom 5. Juli 2023

(Neufassung der Drucksache 21/11 vom 4. Juli 2023)

(Drucksache 21/25)

Die Biirgerschaft (Landtag) setzt geman Artikel 185 Absatz 1 der
Landesverfassung einen staatlichen Haushalts- und Finanzausschuss
ein.

Der Ausschuss hat folgende Aufgaben:

1. Die Biirgerschaft (Landtag) Ubertragt dem staatlichen Haushalts-
und Finanzausschuss geman Artikel 105 Absatz 3 der
Landesverfassung die Aufgaben nach Artikel 191 Absatz 1
Nummern 3, 4, 6 und 7 der Landesverfassung.

Geschafte mit einem Gegenstandswert unterhalb 200 080 Euro
werden als Geschafte der laufenden Verwaltung im Sinne von
Artikel 181 Absatz 1 Nummern 6 und 7 der Landesverfassung
angesehen.

2. Der staatliche Haushalts- und Finanzausschuss nimmt die Aufgabe
der parlamentarischen Kontrolle der Eigenbetriebe und der
sonstigen Sondervermogen der Freien Hansestadt Bremen wabhr.

Die Biirgerschaft (Landtag) libertragt dem staatlichen Haushalts-
und Finanzausschuss die Aufgaben der Blirgerschaft (Landtag)
nach §§ 17 Absatz 3 Satz 2, 18 Absatz 3, 20 Absatz 1 und 6, 25
Absatz 1 sowie 36 Absatz 5 des Gesetzes flir Eigenbetriebe und
sonstige Sondervermogen des Landes und der Stadtgemeinden
(BremSVG), soweit Eigenbetriebe und sonstige Sondervermdgen
betroffen sind.

Der staatliche Haushalts- und Finanzausschuss nimmt die
Aufgaben eines Sondervermogensausschusses nach dem Gesetz
Uber die Errichtung eines Sondervermogens Immobilien und
Technik des Landes Bremen (BremSVITG) und nach dem Gesetz
Uber eine Versorgungsriicklage des Landes Bremen
(BremVersRiicklG) wahr. Seine Aufgaben nach dem Gesetz liber
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die Errichtung eines Bremer Kapitaldienstfonds nimmt er als
Sondervermogensausschuss des Bremer Kapitaldienstfonds wahr.

Der staatliche Haushalts- und Finanzausschuss hat zudem die
Aufgabe, das Personalmanagement und die Reform der Verwaltung
des Landes parlamentarisch zu behandeln und zu kontrollieren.

Der staatliche Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt,
standige oder nicht standige Unterausschiisse zu errichten und
diesen durch Beschluss Aufgaben zu libertragen. Der Haushalts-
und Finanzausschuss berichtet der Biirgerschaft (Landtag) liber die
Errichtung und (iber die den Unterausschiissen (ibertragenen
Aufgaben. Die Unterausschiisse berichten regelmaiig dem
staatlichen Haushalts- und Finanzausschuss liber ihre Tatigkeit.

Der staatliche Haushalts- und Finanzausschuss wird zu Beginn der
Legislaturperiode einmalig die bereits beschlossenen, aber noch
nicht begonnenen MaBnahmen einer Priifung unterziehen.

Der staatliche Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt,
bereits beschlossene MaBnahmen systematisch hinsichtlich ihrer
Notwendigkeit, Aktualitat der Planung und Finanzierbarkeit zu
Uberprifen und gegebenenfalls Beschlussanderungen
herbeifiihren.

Der Ausschuss besteht aus elf Mitgliedern und elf stellvertretenden

Mitgliedern.

Einsetzung des staatlichen Rechnungspriifungsausschusses

Antrag der Fraktionen der SPD, Biindnis 98/Die Griinen und DIE LINKE
vom 4. Juli 2023

(Drucksache 21/12)

Die Biirgerschaft (Landtag) setzt geman Artikel 185 Absatz 1 der
Landesverfassung einen staatlichen Rechnungspriifungsausschuss ein.

Der Ausschuss hat folgende Aufgaben:

1.

Der staatliche Rechnungspriifungsausschuss priift die
Haushaltsrechnungen der Freien Hansestadt Bremen unter
Beriicksichtigung der Berichte des Rechnungshofs der Freien
Hansestadt Bremen.

Der staatliche Rechnungspriifungsausschuss priift die Rechnungen
des Rechnungshofs der Freien Hansestadt Bremen.
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3. Der staatliche Rechnungspriifungsausschuss berichtet der
Birgerschaft (Landtag) liber seine Beratungsergebnisse zu Ziffern
Tund 2.

4. Der staatliche Rechnungspriifungsausschuss tberwacht die
Umsetzung seiner Beschliisse zu 1.

5. Der staatliche Rechnungspriifungsausschuss fiihrt das
Auswahlverfahren zur Wahl eines Mitglieds des Rechnungshofs
durch und legt dem Vorstand der Bremischen Blirgerschaft einen
Wahlvorschlag vor.

6. Der staatliche Rechnungspriifungsausschuss wird ermachtigt, fiir
die Priifung der Rechnungen des Rechnungshofs der Freien
Hansestadt Bremen sowie fiir weitere Aufgaben Unterausschiisse
mit bis zu sechs Mitgliedern zu errichten.

7. Der doppische Jahresabschluss, Haushaltsrechnungen,
Abschlussberichte Produktgruppenhaushalt, Berichte des
Rechnungshofs, Rechnungen des Rechnungshofs und Mitteilungen
des Senats aufgrund der Berichte des Rechnungshofs sind von der
Prasidentin der Bremischen Biirgerschaft dem Ausschuss

unmittelbar zuzuleiten.

Der Ausschuss besteht aus elf Mitgliedern und elf stellvertretenden
Mitgliedern.

Einsetzung eines staatlichen Controllingausschusses

Antrag der Fraktionen der SPD, Biindnis 98/Die Griinen und DIE LINKE
vom 4. Juli 2023

(Drucksache 21/13)

Die Biirgerschaft (Landtag) setzt geman Art. 195 Absatz 1 Bremische
Landesverfassung einen staatlichen Controllingausschuss ein.

Der Ausschuss hat folgende Aufgaben:

Der Ausschuss nimmt die Aufgabe der parlamentarischen Kontrolle der
Beteiligungen, Museumsstiftungen sowie Anstalten des offentlichen
Rechts der Freien Hansestadt Bremen wahr.

Der Ausschuss besteht aus elf Mitgliedern und elf stellvertretenden
Mitgliedern.
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Die Birgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, dem staatlichen

Controllingausschuss

1.

die im Handbuch Beteiligungsmanagement der Freien Hansestadt
Bremen aufgefiihrten unterjahrigen Berichte spatestens zur letzten
Sitzung in dem auf den Berichtszeitraum folgenden Quartal zu
erstatten;

bei besonderer politischer Bedeutung oder auf Verlangen des
Ausschusses vorab zeitnah uber aufgetretene Risiken in den
Beteiligungsgesellschaften nach Abschnitt 7.8 des Handbuchs

Beteiligungsmanagement zu berichten;

bei besonderer politischer Bedeutung oder auf Verlangen des
Ausschusses vorab zeitnah Ulber aufgetretene Risiken in den
Museumsstiftungen und der Anstalten des 6ffentlichen Rechts des
Landes Bremen zu berichten;

quartalsweise liber

a. die aktuelle wirtschaftliche Entwicklung der
Beteiligungsgesellschaften, Museumsstiftungen und der
Anstalten des offentlichen Rechts des Landes und

b. das Controlling der Beteiligungsgesellschaften,
Museumsstiftungen und der Anstalten des offentlichen Rechts
des Landes zu berichten;

jahrlich tGber

a. die Beteiligungen (Beteiligungsbericht) und

b. den vorlaufigen Jahresabschluss sowie die testierten
Jahresabschliisse der Museumsstiftungen zu berichten und

zur Wahrnehmung seiner Aufgaben weitere Erlauterungen und
Berichte zur Verfiigung zu stellen.

Einsetzung des staatlichen Petitionsausschusses

Antrag der Fraktionen der SPD, Blindnis 90/Die Griinen und DIE LINKE
vom 4. Juli 2023

(Drucksache 21/14)

Die Birgerschaft (Landtag) setzt gemaR § 4 Absatz 1 des Gesetzes

lber die Behandlung von Petitionen durch die Bremische Blirgerschaft

einen staatlichen Petitionsausschuss ein.
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10.

Der Ausschuss hat folgende Aufgaben:

Vorbereitung der Beschlussfassung der Biirgerschaft (Landtag) tUber die
Behandlung von Petitionen auf Grundlage des Gesetzes lber die
Behandlung von Petitionen durch die Biirgerschaft (Landtag).

Der Ausschuss besteht aus elf Mitgliedern und elf stellvertretenden
Mitgliedern.

Einsetzung des Ausschusses flir Bundes- und Europaangelegenheiten,
Internationale Kontakte und Entwicklungszusammenarbeit

Antrag der Fraktionen der SPD, Biindnis 908/Die Griinen und DIE LINKE
vom 4. Juli 2023

(Drucksache 21/15)

Die Biirgerschaft (Landtag) setzt einen Ausschuss fiir Bundes- und
Europaangelegenheiten, Internationale Kontakte und
Entwicklungszusammenarbeit ein.

Der Ausschuss hat folgende Aufgaben:

1.  Fragen der politischen Entwicklung im Bund und in Europa -
insbesondere Fragen im Zusammenhang mit der Europaischen
Union - sowie grundlegende Fragen der Zusammenarbeit mit den
Landern und anderen Staaten, die Auswirkungen auf das Land
Bremen haben konnen, zu beraten und die Willensbildung der
Birgerschaft in diesen Fragen vorzubereiten,

2. die grenziiberschreitende regionale Zusammenarbeit, die auf den
Aufbau nachbarschaftlicher Beziehungen, auf das Zusammen-
wachsen Europas und auf die friedliche Entwicklung der Welt
gerichtet ist, im Sinne des Artikel 65 Absatz 2 der
Landesverfassung zu fordern, insbesondere auch die
Partnerschaften zu Stadten und Regionen, und

3. die Aktivitaten der Bremer Entwicklungszusammenarbeit zu
fordern, im Rahmen dieser Zusammenarbeit Projekte zu betreuen,
voranzubringen und/oder zu initiieren, den Kontakt zu den
jeweiligen Partnern und Netzwerken zu pflegen und das
Bewusstsein fiir die Entwicklungszusammenarbeit zu starken.

Die Biirgerschaft (Landtag) libertragt dem Ausschuss geman Artikel
105 Absatz 3 der Landesverfassung das Recht, in Fallen einer
Subsidiaritatsriige nach Artikel 6 des Protokolls liber die Anwendung
der Grundsatze der Subsidiaritat und der Verhaltnismaiigkeit des
Vertrags von Lissabon oder bei sonstigen kurzfristigen Stellungnahmen
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1.

12.

zu Bundesratsentscheidungen fir die Blirgerschaft Stellung zu nehmen,
wenn dies zur Einhaltung der Fristen notwendig ist.

Der Ausschuss besteht aus elf Mitgliedern und elf stellvertretenden
Mitgliedern.

Einsetzung des Ausschusses fiir die Gleichstellung der Frau

Antrag der Fraktionen der SPD, Biindnis 98/Die Griinen und DIE LINKE
vom 4. Juli 2023

(Drucksache 21/16)

Die Biirgerschaft (Landtag) sieht die Gleichstellung von Frauen und
Mannern als wichtige gesellschaftliche Querschnittsaufgabe an.
Deshalb setzt die Biirgerschaft (Landtag) einen standigen Ausschuss
fur die Gleichstellung der Frau ein.

Der Ausschuss hat folgende Aufgaben:

1. Beratung und Empfehlung von MaBnahmen zur Beseitigung nach
wie vor bestehender struktureller Benachteiligung von Frauen und
Madchen, insbesondere Alleinerziehender, die geeignet sind,
deren gleichberechtigte gesellschaftliche und 6konomische
Teilhabe in allen Bereichen, insbesondere im Bereich der
Ausbildung und im Berufsleben, zu gewahrleisten und zu
verbessern,

2. Beratung und Empfehlung von MaBnahmen, die der Bekampfung
und Pravention von Gewalt gegen Frauen und Madchen dienen,

3. Parlamentarische Kontrolle, Begleitung und Foérderung der
Geschlechtergerechtigkeit (Gender Mainstreaming und Gender
Budgeting) im Handeln der Regierung, Verwaltungen und
Gesellschaften und

4. Begleitung aller gleichstellungspolitischen Angelegenheiten.

Der Ausschuss besteht aus elf Mitgliedern und elf stellvertretenden
Mitgliedern.

Einsetzung des Klimacontrollingausschusses

Antrag der Fraktionen der SPD, Biindnis 98/Die Griinen und DIE LINKE
vom 4. Juli 2023

(Drucksache 21/17)

Die Birgerschaft (Landtag) setzt geman Artikel 105 Absatz 1 der
Landesverfassung einen standigen Ausschuss zur Begleitung und
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13.

parlamentarischen Kontrolle der Umsetzung der Empfehlungen der
Enquetekommission , Klimaschutzstrategie fur das Land Bremen* ein.

Der Ausschuss hat folgende Aufgaben:

1. Beratung der Umsetzung der von der Enquetekommission
empfohlenen MaBnahmen und deren Wirkung,

2. Beratung, inwiefern das Gesamtklimaziel und die Zwischenziele fiir
die Reduktion der Treibhausgasemissionen sowie die Sektorziele
erreicht werden,

3. Beratung der Erreichung der weiteren Ziele anhand von
Indikatoren,

4. Beratung von MaBnahmen zur Erreichung des Klimaziels, der
Zwischenziele und der Sektorziele.

Die Biirgerschaft fordert den Senat auf, dem Ausschuss

1. quartalsweise uber Fortschritte des Umsetzungsstandes der

MaBnahmen zur Erreichung der Klimaziele,

2. in Form von Monitoring-Berichten zur Umsetzung der Strategien
und MaBnahmen des Abschlussberichtes der Enquetekommission,

3. im Falle der Uberschreitung der zuldssigen
Jahresemissionsmengen (iber die zusatzlichen beschlossenen
MaBnahmen zu berichten und

4. zur Wahrnehmung seiner Aufgaben weitere Erlauterungen, Berichte
und Daten zur Verfligung zu stellen.

Der Ausschuss besteht aus elf Mitgliedern und elf stellvertretenden

Mitgliedern.

Einsetzung des Rechtsausschusses

Antrag der Fraktionen der SPD, Biindnis 908/Die Griinen und DIE LINKE
vom 4. Juli 2023

(Drucksache 21/18)

Die Biirgerschaft (Landtag) setzt geman Artikel 105 Absatz 1 Satz 1 der
Landesverfassung einen Rechtsausschuss ein.

Der Rechtsausschuss hat folgende Aufgaben:

1.  Angelegenheiten der Justiz und Verfassung
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14.

2. Mitwirkung an der Gesetzgebung aufgrund von der Blirgerschaft
(Landtag) Uberwiesener Gesetzesvorlagen.

Dem Rechtsausschuss gehoren elf Mitglieder und elf stellvertretende
Mitglieder an.

Einsetzung des Ausschusses flir Wissenschaft, Medien, Datenschutz,
Informationsfreiheit und Digitalisierung

Antrag der Fraktionen der SPD, Biindnis 908/Die Griinen und DIE LINKE
vom 5. Juli 2023

(Neufassung der Drucksache 21/19 vom 4. Juli 2023)

(Drucksache 21/26)

Die Biirgerschaft (Landtag) setzt geman Artikel 1805 Absatz 1 der
Landesverfassung einen standigen Ausschuss fiir Wissenschaft,
Medien, Datenschutz, Informationsfreiheit und Digitalisierung ein.

Der Ausschuss hat folgende Aufgaben:

1. Beratung von allen Fragen des Wissenschaftsbereichs, der
Universitat Bremen und der Hochschulen im Land Bremen,

2. Forderung der Potenziale des Wissenschaftsstandorts Bre-
men/Bremerhaven,

3. Befassung mit der universitaren und auBBeruniversitaren Forschung
mit dem fir Wissenschaft zustandigen Senatsressort,

4. Begleitung des Wegs der Freien Hansestadt Bremen in die
Informations- und Wissenschaftsgesellschaft,

5. Beratung landespolitischer Initiativen und Projekte zur Entwicklung
der Medienwirtschaft und von Medienkompetenz,

6. Vorbereitung parlamentarischer Entscheidungen uber die
konzeptionelle und finanzielle Struktur entsprechender
Landesprogramme und Begleitung der Umsetzung,

7. Beratung von medienpolitischen Staatsvertragen und gesetzlichen
Vorschriften sowie anderer medienpolitischer Gegenstande,

8. Vorbereitung von Angelegenheiten des Presserechts und des
Informationsfreiheitsgesetzes,
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15.

10.

1.

12.

13.

Durchfiihrung der parlamentarischen Kontrolle der Verarbeitung
personenbezogener Daten durch offentliche Stellen des Landes
sowie Beratung der Tatigkeitsberichte des oder der Landes-
beauftragten fiir Datenschutz und Informationssicherheit nach Art.
59 DSGVO, der Stellungnahmen des Senats nach § 22
BremDSGVOAG und des jeweiligen Entwurfs des Haushaltskapitels
nach § 16 Absatz 2 BremDSGVOAG.

Die Priifberichte der Rechnungshoéfe nach § 37 des
Medienstaatsvertrages sind von der Prasidentin oder dem
Prasidenten der Bremischen Biirgerschaft dem Ausschuss
unmittelbar zuzuleiten.

Die Berichte der Landesbeauftragten fiir Datenschutz sowie die
Stellungnahme des Senats dazu sind von der Prasidentin oder dem
Prasidenten der Bremischen Biirgerschaft dem Ausschuss
unmittelbar zuzuleiten.

Die Berichte der Landesbeauftragten fiir Informationsfreiheit sowie
die Stellungnahme des Senats dazu sind von der Prasidentin oder
dem Prasidenten der Bremischen Biirgerschaft dem Ausschuss
unmittelbar zuzuleiten.

Beratung landespolitischer MaBnahmen zur Digitalisierung der
Verwaltung in den digitalen Stadtgesellschaften.

Der Ausschuss besteht aus elf Mitgliedern und elf stellvertretenden

Mitgliedern.

Einsetzung eines Ausschusses fiir die Angelegenheiten der Hafen im

Lande Bremen

Antrag der Fraktionen der SPD, Blindnis 90/Die Griinen und DIE LINKE
vom 4. Juli 2023

(Drucksache 21/22)

Die Biirgerschaft (Landtag) setzt geman Artikel 195 Absatz 7 der
Landesverfassung einen Ausschuss fiir die Angelegenheiten der Hafen

im Lande Bremen ein.

Aufgabe des Ausschusses fiir die Angelegenheiten der Hafen im Lande

Bremen ist die parlamentarische Kontrolle und Begleitung aller

hafenpolitischen und hafenbezogenen Angelegenheiten in Bremen und

Bremerhaven.

Der Ausschuss hat elf Mitglieder und elf stellvertretende Mitglieder.
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16. Einsetzung der staatlichen Deputationen
Antrag der Fraktionen der SPD, Blindnis 90/Die Griinen und DIE LINKE
vom 4. Juli 2023
(Drucksache 21/20)

Die Biirgerschaft (Landtag) moge beschlieBen:

Die Birgerschaft (Landtag) setzt geman Artikel 129 Absatz 1 Satz 1 der
Landesverfassung folgende staatliche Deputationen ein:

1. Deputation fiir Kinder und Bildung, die Deputation hat elf

Mitglieder,
2. Deputation fiir Inneres, die Deputation hat elf Mitglieder,
3. Deputation fiir Sport, die Deputation hat elf Mitglieder,
4. Deputation fiir Arbeit, die Deputation hat elf Mitglieder,
5. Deputation fiir Soziales, die Deputation hat elf Mitglieder,

6. Deputation fiir Kultur, die Deputation hat elf Mitglieder,

7. Deputation fiir Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung, die Deputation
hat elf Mitglieder,

8. Deputation fiir Klima und Umwelt, die Deputation hat elf Mitglieder,

9. Deputation fiir Gesundheit, Pflege und Verbraucherschutz, die
Deputation hat elf Mitglieder,

10. Deputation fiir Wirtschaft und Hafen, die Deputation hat elf
Mitglieder

Die Deputationen haben folgende Aufgaben:

Geman Artikel 129 Absatz 1 Satz 1 der Landesverfassung:

1. vorbehaltlich der Bestimmung des Artikels 67 Absatz 2 der
Landesverfassung, Beratung und Beschlussfassung tiber die
Angelegenheiten der jeweiligen Verwaltungszweige, wie sie sich
aus der Geschéaftsverteilung des Senats ergeben, und

2. beratende Mitwirkung an der Aufstellung des Haushaltplans fiir die
entsprechenden Verwaltungszweige.

Geman Artikel 129 Absatz 2 in Verbindung mit Artikel 185 Absatz 3 der

Landesverfassung:

1. Beratung und Beschlussfassung Uber die der Deputation von der
Birgerschaft (Landtag) erteilten Auftrage und
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2. Beratung und Berichterstattung iiber von der Blirgerschaft
(Landtag) liberwiesene Angelegenheiten.

Nr. 21/8
Wahl des Senats
a) Wahl des Prasidenten des Senats

Die Birgerschaft (Landtag) wahlt zum Prasidenten des Senats Herrn Dr.
Andreas Bovenschulte (SPD).

b) Wahl von acht Senatorinnen und Senatoren

Die Biirgerschaft (Landtag) wahlt folgende Damen und Herren zu
Mitgliedern des Senats:

Ulrich Maurer (SPD)

Claudia Bernhard (DIE LINKE)

Dr. Claudia Schilling (SPD)

Kristina Vogt (DIE LINKE)

Sascha Karolin Aulepp (SPD)

Bjorn Fecker (Biindnis 90/Die Griinen)
Kathrin Moosdorf (Biindnis 90/Die Griinen)
Ozlem Unsal (SPD)

Nr. 21/9
Vereidigung des Senats

Folgende Mitglieder des Senats leisten geman Artikel 109 der Landes-
verfassung der Freien Hansestadt Bremen vor der Biirgerschaft (Landtag)
nachstehenden Eid

»Ich schwore als Mitglied des Senats,
das Grundgesetz fiir die Bundesrepublik Deutschland
und die Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen

halten und schiitzen zu wollen.“

mit folgenden Worten:

Dr. Andreas Bovenschulte ,Das schwore ich.“
Ulrich Maurer »Das schwore ich, so wahr mir Gott helfe.“
Claudia Bernhard »,Das schwore ich.“
Dr. Claudia Schilling »,Das schwore ich.“
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Kristina Vogt ,Das schwore ich.*

Sascha Karolin Aulepp ,Das schwore ich.*

Bjorn Fecker ,Das schwore ich, so wahr mir Gott helfe.“
Kathrin Moosdorf ,Das schwore ich.*

Ozlem Unsal ,Das schwore ich.“

Nr. 21/10

Festlegung der Hohe der Fraktionsmittel

Bericht und Antrag des Vorstands der Bremischen Blirgerschaft
vom 30. Juni 2023
(Drucksache 21/8)

Zur Finanzierung der Fraktionen wird fir die Dauer der 21. Wahlperiode der
Grundbetrag auf 35 800 Euro pro Monat, der Kopfbetrag auf 4 600 Euro
pro Fraktionsmitglied pro Monat und der Oppositionszuschlag auf 1150
Euro pro Mitglied einer Oppositionsfraktion pro Monat festgesetzt.

Die Biirgerschaft (Landtag) nimmt von dem Bericht des Vorstandes der
Bremischen Biirgerschaft Kenntnis.

Nr. 21/11
Wahl einer Schriftfiihrerin fir den Vorstand

Die Biirgerschaft (Landtag) lehnt die Wahl der Abgeordneten Meltem
Sagiroglu (Biindnis Deutschland) ab.

Nr. 21/12

Wahl von Herrn Staatsrat Dr. Olaf Joachim zum weiteren Mitglied des
Senats nach Artikel 107 Landesverfassung

Mitteilung des Senats vom 4. Juli 2023
(Drucksache 21/21)

Die Biirgerschaft (Landtag) wahlt Herrn Staatsrat Dr. Olaf Joachim zum
weiteren Mitglied des Senats.

Das weitere Mitglied des Senats leistet geman Artikel 109 der
Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen vor der Biirgerschaft
(Landtag) nachstehenden Eid
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http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/8
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/21/21

»Ich schwore als Mitglied des Senats,
das Grundgesetz fiir die Bundesrepublik Deutschland
und die Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen

halten und schiitzen zu wollen.”

mit folgenden Worten:

Dr. Olaf Joachim »,Das schwore ich, so wahr mir Gott helfe.”

-15 -



	Bremische Bürgerschaft
	Beschlussprotokoll
	2. Sitzung
	Nr. 21/6
	Folgende Tagesordnungspunkte werden ausgesetzt:
	Nr. 21/7
	Konsensliste
	Nr. 21/8
	Wahl des Senats
	a) Wahl des Präsidenten des Senats
	b) Wahl von acht Senatorinnen und Senatoren
	Nr. 21/9
	Vereidigung des Senats
	Nr. 21/10
	Festlegung der Höhe der Fraktionsmittel
	Nr. 21/11
	Wahl einer Schriftführerin für den Vorstand
	Nr. 21/12
	Wahl von Herrn Staatsrat Dr. Olaf Joachim zum weiteren Mitglied des Senats nach Artikel 107 Landesverfassung



